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der Königlichen Regierung zu Marienwerder. 


Marienwerder, den 12. Januar 


1898. 


Verordnungen und Bekanntmachungen 
15 der Zentral⸗Behörden. 
Statut 
di für 
e Genoſſenſchaft zur Regulirung des Dobrinkafluſſes 
in den Kreiſen Schlochau und Flatow. 


lioration getroffenen Anordnungen des Vorſtehers Folge 
zu leiſten. 

| Inſoweit den Genoſſenſchaftsmitgliedern zur Aus⸗ 
führung vorerwähnter Folgeeinrichtungen Beihülfen aus 
ſtaatlichen oder provinziellen Fonds gewährt werden, 
ſind ſie verpflichtet, die zur Erhaltung der hergeſtellten 
Kunſtwieſen erforderlichen Maßregeln(Nachdüngungen zc.) 


Die Eigenthümer der dem Meliorations- 


N 

gebiete angehörigen Grundſtücke in den Gemeinde-Be⸗ 
winde Preußiſch Friedland und dem Gute bezirk Dobrin 
t rden zu einer Genoſſenſchaft vereinigt, um den Er: 
trag dieſer Grundflücke nach Maßgabe des Meliorations⸗ 
Fans des Meliorations-Baubeamten, Regierungs- und 
Wauraths Fahl zu Danzig vom 6. Januar 1897 durch 
Entwäſſerung zu verbeſſern. 

, „Das Meliorationsgebiet ift auf der ein Zubehör 
des Meliorationsplanes bildenden Karte des Projekt⸗ 
verfaſſers vom 6. Januar 1897 dargeſtellt, daſelbſt 


zu treffen, und können hierzu vom Vorſtande nöthigen⸗ 
falls auf Anweiſung der Aufſichtsbehörde durch vorher 
anzudrohende Ordnungsſtrafen bis zum Betrage von 
30 Mk., welche wiederholt werden dürfen, angehalten 
werden. Haben auch dieſe keinen Erfolg, ſo iſt der 
Vorſtand (eventl. auf Anweiſung der Aufſichtsbehörde) 
berechtigt, das Erforderliche durch Dritte ausführen zu 
laſſen und die entſtehenden Koſten von den betreffenden 
Genoſſen im Wege des Verwaltungszwangsverfahrens 
einzuziehen. 

Weiſt ein Genoſſe nach, daß er von einer ander⸗ 


| mit einer Begrenzungslinie in grüner Farbe bezeichnet weiten Benutzung feiner Grundſtücke mehr Nutzen hat, 
und bezüglich der betheiligten Beſitzſtände der Genoſſen⸗ als von ihrer Erhaltung als Kunſtwieſe, jo kann ihm 
ſchafts⸗Mitglieder in den zugehörigen Regiſtern ſpeziell eine ſolche von dem Genoſſenſchaftsvorſtande mit Zu⸗ 


nachgewieſen. 
Karte und Regiſter werden mit einem auf das 

Datum des genehmigten Statutes Bezug nehmenden 

eglaubigungsvermerk verſehen und bei der Auſſichts— 
behörde der Genoſſenſchaft niedergelegt. 
f Abänderungen des Meliorationsprojekts, welche 
im Laufe der Ausführung ſich als erforderlich heraus: 
ſtellen, können vom Genoſſenſchafts⸗Vorſtande beſchloſſen 
werden. Der Beſchluß bedarf jedoch der Genehmigung 
der. ftattlichen Aufſichtsbehörde. 


! 


ſtimmung der Aufſichtsbehörde geftattet werden. Gegen 
die auf Grund vorſtehender Beſtimmungen ergehenden 
Entſcheidungen des Vorſtandes iſt binnen 2 Wochen 
die Beſchwerde an die Aufſichtsbehörde zuläſſig. 

§ 4. Außer der Herſtellung der im Projekte 


und vorſtehend vorgeſehenen Anlagen liegt dem Ver⸗ 


bande ob, Binnen⸗Emwäſſerungs- Anlagen innerhalb 
des Meliorationsgebietes, welches nur durch Zuſammen⸗ 


wirken mehrerer Grundbeſitzer ausführbar find, zu ver: 


mitteln und nöthigenfalls, nachdem der Plan und das 


Vor Ertheilung der Genehmigung ſind diejenigen Beitragsverhältniß von der Aufſichtsbehörde feſtgeſtellt 
Genoſſen zu hören, deren Grundſtücke durch die ver⸗iſt, auf Koſten der dabei betheiligten Grundbeſitzer 


anderte Anlage berührt werden. 
§ 2. Die Genoſſenſchaft führt den Namen Ge— 
noſſenſchaft zur Regulirung des Dobrinkafluſſes und 

gat ihren Sitz in Pr. Friedland. 
8 3. Die Koſten der Herſtellung und Unter⸗ 
haltung der gemeinſchaftlichen Anlagen werden von 


durchführen zu laſſen. 

Die Unterhaltung derartiger Anlagen, die, ſoweit 
erforderlich, in regelmäßige Schau zu nehmen find, 
unterſteht der Aufſicht des Vorſtehers. 

§ 5. Die gemeinſchaftlichen Anlagen werden 
unter Leitung des von dem Vorſteher auf Beſchluß 


der Genoſſenſchaft getragen. Dagegen bleiben die nach des Vorſtandes angenommenen Meliorations-Technikers 
den Zwecken der Melioration behufs ihrer nutzbringenden in der Regel in Akkord ausgeführt und unterhalten. 
Verwendung für die, einzelnen betheiligten Grundſtücke Indeſſen können die Arbeiten nach Beſtimmung des 
erforderlichen Einrichtungen, wie Umbau und Be⸗Vorſtandes in Tagelohn gegeben werden. Der mit 
jamung von Wieſen, Anlage und Unterhaltung be⸗ der Aufſicht betraute Techniker hat das Bauprogramm 
ſonderer Zu: und Ableitungsgräben u. ſ. w. den be⸗ aufzuſtellen, die ſpeziellen Pläne auszuarbeiten, die für 
treffenden Eigenthümern überlaſſen. Dieſelben ſind die Verdingung erforderlichen Unterlagen zu beſchaffen 
jedoch gehalten, den im Intereſſe der ganzen Mer und zur Genehmigung vorzulegen, überhaupt alle für 


Ausgegeben in Marienwerder am 13. Januar 1898. 


— 


das zweckmäßige Ineinandergreiſen der Arbeiten noth⸗ 
wendigen Maßregeln rechtzeitig anzuregen und vor⸗ 
zubereiten, die Ausführung zu leiten und die für 
Aenderungs⸗ und Ergänzungsanträge, für Abſchlags⸗ 
zahlungen und für die Abnahme erfordeclichen Unter⸗ 
lagen anzufertigen. 

Die Wahl des Technikers, der mit demſelben 
abzuſchließende Vertrag und die Bedingungen für die 
Vergebung der Hauptarbeiten unterliegen der Zu⸗ 
ſtimmung des Meliorations⸗Baubeamten. Auch im 
Uebrigen hat der Vorſtand in techniſchen Angelegen⸗ 
heiten während der Bauausführung den Rath des 
Meliorationsbaubeamten einzuholen und zu berüd- 
ſichtigen. 

Nach Beendigung der Ausführung hat der Me: 
liorationsbaubeamte die Anlage abzunehmen und feſt⸗ 
zuſtellen, ob das Unternehmen zweck- und planmäßig, 
bezw. mit den von der Aufſichtsbehörde genehmigten 
Aenderungen ausgeführt iſt. 

Sollten hierbei Kontrol⸗Meſſungen erforderlich 
fein, fo ſind dieſelben unter Leitung des Meliorations⸗ 
baubeamten von vereideten Landmeſſern vorzunehmen. 
Die Koſten dieſer Aufmeſſungen ſind von der Genoſſen⸗ 
ſchaft zu tragen. 

§ 6. Das Verhältniß, in welchem die einzelnen 
Genoſſen zu den Genoſſenſchaftslaſten beizutragen haben, 
richtet ſich nach dem für die einzelnen Genoſſen aus 
den Genoſſenſchaftsanlagen erwachſenden Vortheil. 

Zur Feſtſetzung dieſes Beitrags- Verhältniſſes 
wird ein Kataſter aufgeſtellt, in welchem die einzelnen 
Grundſtücke ſpeziell aufgeführt werden. Nach Ver⸗ 
hältniß des ihnen aus der Melioration erwachſenden 
Vortheils werden dieſelben in drei Klaſſen getheilt, 
und zwar ſo, daß ein Hektar der dritten Klaſſe mit 
dem einfachen, ein Hektar der zweiten Klaſſe mit dem 
zweifachen und ein Hektar der erſten Klaſſe mit dem 
dreifachen Beitrage heranzuziehen iſt. 

7. Die Einſchätzung in dieſe drei Klaſſen 
erfolgt durch zwei vom Vorſtande zu wählende Sach⸗ 
verſtändige unter Leitung des Vorſtehers, welcher bei 
Meinungsverſchiedenheiten den Ausſchlag giebt. Nach 
vorgängiger ortsüblicher Bekanntmachung in den Ge⸗ 
meinden, deren Bezirk dem Genoſſenſchaſtsgebiete ganz 
oder theilweiſe angehört und nach erfolgter Veröffent⸗ 
lichung dieſer Bekanntmachung wird das Genoſſenſchafts⸗ 
kataſter vier Wochen lang zur Einſicht der Genoſſen 
in der Wohnung des Vorſtehers ausgelegt. Abände⸗ 
rungs⸗Anträge müſſen innerhalb dieſer Friſt ſchriftlich 
bei dem Vorſteher angebracht werden. Nach Ablauf 
dieſer Friſt hat der Vorſteher die bei ihm ſchriftlich 
eingegangenen Abänderungs-Anträge der Auſſichts⸗ 
behoͤrde vorzulegen. Die Letztere, beziehungsweiſe deren 
Kommiſſar, läßt unter Zuziehung der Beſchwerdeführer 
und eines Vertreters des Vorſtandes die erhobenen 
Reklamationen durch die von der Aufſichtsbehörde zu 
bezeichnenden Sachverſtändigen unterſuchen. Mit dem 
Ergebniß der Unterſuchung werden die Beſchwerdeführer 
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und der Vertreter des Vorſtandes von dem Kommiſſar 


bekannt gemacht. Sind beide Theile mit dem Gut: 
achten einverſtanden, ſo wird das Kataſter demgemäß 
feſtgeſtellt, andernfalls ſind die Verhandlungen der 
Aufſichtsbehörde zur Entſcheidung einzureichen. Die 
bis zur Mittheilung des Ergebniſſes der Unterſuchung 
entſtandenen Koſten find in jedem Falle von der Ge: 
noſſenſchaft zu tragen. Wird eine Entſcheidung er⸗ 
forderlich, ſo ſind die weiter erwachſenden Koſten dem 
unterliegenden Theile aufzuerlegen. 

Sobald das Bedürfniß für eine Reviſion des 
feſtgeſtellten oder berichtigten Kataſters vorliegt, kann 
dieſelbe von dem Vorſtande beſchloſſen oder von der 
Aufſichtsbehörde angeordnet werden. Das Reviſions⸗ 
verfahren richtet ſich nach den für die Feſtſtellung des 
Kataſters gegebenen Vorſchriften. 

88. Im Falle einer Parzellirung ſind die Ge: 
noſſenſchaftslaſten nach dem in dieſem Statut vor⸗ 
geſchriebenen Betheiligungsmaßſtabe durch den Vorſtand 
auf die Treunſtücke verhältnißmäßig zu vertheilen. 
Gegen die Feſtſetzung des Vorſtandes iſt innerhalb 
zweier Wochen die Beſchwerde an die Aufſichtsbehörde 
zuläſſig. 

8 Die Genoſſen find verpflichtet, die Bei⸗ 
träge in den von dem Vorſtande feſtzuſetzenden Ter⸗ 
minen zur Genoſſenſchaſtskaſſe abzuführen. Bei ver⸗ 
ſäumter Zahlung hat der Vorſteher die fälligen Beträge 
beizutreiben. 

§ 10. Jeder Genoſſe hat ſich die Einrichtung 
der nach dem Melioratiousplane in Ausſicht genommenen 
Anlagen, dieſe Anlagen ſelbſt und deren Unterhaltung, 
ſoweit ſein Grundſtück davon vorübergehend oder 
dauernd betroffen wird, gefallen zu laſſen. 

Darüber, ob und zu welchem Betrage dem ein⸗ 
zelnen Genoſſen hierfür, unter Berückſichtigung der 
ihm aus der Aulage erwachſenden Vortheile, eine Eut⸗ 
ſchaͤdigung gebührt, entſcheidet, falls ſich ein Genoſſe 
mit dem Vorſteher nicht gütlich verſtändigen ſollte, 
das nach Vorſchrift dieſes Statuts zu bildende Schieds⸗ 
gericht mit Ausſchluß des Rechtsweges. 

§ 11. Bei Abſtimmungen hat jeder beitrags⸗ 
pflichtige Genoſſe mindeſtens eine Stimme. Im Uebrigen 
richtet ſich das Stimmverhältniß nach dem Verhältniſſe 
der Theilnahme an den Genoſſenſchaftslaſten, und 
zwar in der Weile, daß für je zwei Normal-Hektar 
beitragspflichtigen Grundbeſitzes erſter Klaſſe eine 
Stimme gerechnet wird. 

Die Stimmliſte iſt demgemäß von dem Vor⸗ 
ſtande zu entwerfen und nach vorgüngiger öffentlicher 
Bekanntmachung der Auslegung vier Wochen lang zur 
Einſicht der Genoſſen in der Wohnung des Vorſtehers 
auszulegen. Anträge auf Berichtigung der Stimmliſte 
ſind an keine Friſt gebunden. 

§ 12. Der Genoſſenſchaſts⸗Vorſtand beſteht aus: 

a. einem Vorſteher, 

vier Repräſentanten der Genoſſenſchafts-Mit⸗ 
glieder. 
Die Vorſtandsmitglieder bekleiden ein Ehrenamt. 
Als Erſatz für Auslagen und Zeitverſäumniß 
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kann jedoch der Vorſteher eine jährliche, von der Ge⸗ 
neral⸗Verſammlung feſtzuſetzende Entſchädigung erhalten. 
N In Behinderungsfällen wird der Vorſteher durch 
den an Lebenszeit älteſten Repräſentanten vertreten. 
Die Mitglieder des Vorſtandes nebſt 2 Stell⸗ 
vertretern werden von der General-Verſammlung auf 
Jahre nach abſoluter Mehrheit der abgegebenen 
Stimmen gewählt. Die Wahl des Vorſtehers bedarf 
der Beſtätigung der Auſſichtsbehörde. 
A Wählbar ift jeder Genoſſe, welcher den Beſitz 
der bürgerlichen Ehrenrechte nicht durch rechtskräftiges 
rkenntniß verloren hat. Die Wahl der Vorſtands⸗ 
mitglieder wie der Stellvertreter erfolgt in getrennten 
Wahlhandlungen für jedes Mitglied. Wird im erſten 
Wahlgange eine abſolute Stimmenmehrheit nicht erreicht, 
0 erfolgt eine engere Wahl zwiſchen denjenigen beiden 
Perſonen, welche die meiſten Stimmen erhalten haben. 
ei Stimmengleichheit entſcheidet das vom Vorſitzenden 
zu ziehende Loos. 
Im Uebrigen gelten die Vorſchriften für Ge— 
meindewahlen. 
nr § 13. Die Gewählten werden von der Aufſichts⸗ 
ehörde durch Handſchlag an Eidesſtatt verpflichtet. 
d Zur Legitimation der Vorſtandsmitglieder und 
eren Stellvertreter dient das von der Aufſichtsbehörde 
aufgenommene Verpflichtungsprotokoll. 
2 „Soll der Stellvertreter ſich darüber ausweiſen, daß 
110 Fall der Stellvertretung eingetreten iſt, ſo dient 
azu ein Zeugniß der Auſſichtsbehörde. 
h Der Vorſtand hält ſeine Sitzungen unter Vorſitz 
185 Vorſtehers, der gleiches Stimmrecht hat wie die 
Aepräſentanten und deſſen Stimme im Falle der 
timmengleichheit entſcheidet. 
r Zur Gültigkeit der gefaßten Beſchlüſſe iſt es er⸗ 
Gederläch. daß die Repräſentanten unter Angabe der 
egenſtände der Verhandlung geladen und daß mit 
Hinſchluß des Vorſtehers mindeſtens zwei Drittel der 
verhtundsmitglieder anweſend ſind. Wer am Erſcheinen 
ee en iſt, hat dies unverzüglich dem Vorſteher 
auzuzeigen. Dieſer hat alsdann einen Stellvertreter 
zu laden. 
14. Soweit nicht in dieſem Statute einzelne 
ungsbefugniſſe dem Vorſtande oder der General⸗ 
ammlung vorbehalten ſind, hat der Vorſteher die 
iſtändige Leitung und Verwaltung aller Angelegen⸗ 
en der Genoſſenſchaſt. 
Insbeſondere liegt ihm ob: 
die Ausführung der gemeinſchaftlichen Anlagen 
nach dem feſtgeſtellten Meliorationsplan zu ver⸗ 
anlaſſen und zu beaufſichtigen; 
über die Unterhaltung der Anlagen, ſowie über 
ie Grabenräumung, die Heuwerbung und die 
e auf den Wieſen mit Zuſtimmung des 
ce die nöthigen Anordnungen zu treffen 
und die etwa erforderlichen Ausführungsvor⸗ 
5 an zu erlaſſen; 
die vom Vorſtande feſtgeſetzten Beiträge auszu⸗ 
und einzuziehen, die Zahlungen auf die 
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Der 
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Kaſſe anzuweiſen und die Kaſſen verwaltung min⸗ 
deſtens zweimal jährlich zu revidiren; 

die Voranſchläge und Jahresrechnungen dem Vor⸗ 
ſtande zur Feſtſetzung und Abnahme vorzulegen; 

.die Genoſſenſchaft nach Außen zu vertreten, den 
Schriftwechſel für die Genoſſenſchaft zu führen 
und die Urkunden derſelben zu unterzeichnen. 
Zur Abſchließung von Verträgen hat er die Ge⸗ 
nehmigung des Vorſtandes einzuholen. Zur 
Gültigkeit der Verträge iſt dieſe Genehmigung 
nicht erforderlich; 

die nach Maßgabe dieſes Statuts und der Aus⸗ 
ſührungsvorſchriſten von ihm angedrohten und 
feftgefegten Ordnungsſtrafen, die den Betrag 
von 30 Mark jedoch nicht überſteigen dürfen zur 
Genoſſenſchaftskaſſe einzuziehen. 

§ 15. Die genoſſenſchaftlichen Anlagen find 
in regelmäßige Schau zu nehmen, die alljährlich wenig⸗ 
ſtens ein Mal, und in den erſten fünf Jahren nach 
der Bauausführung jährlich zwei Mal, im Frühjahr 
und im Herbſte, ſtattzufinden hat. Die Schau wird 
durch den Vorſteher geleitet. Die übrigen Vorſtands⸗ 
mitglieder ſind zur Theilnahme an der Schau ein⸗ 
zuladen. Der Schautermin iſt rechtzeitig, möglichſt 
vier Wochen vorher, der Auſſichtsbehörde und dem zu⸗ 
ſtändigen Meliorationsbaubeamten anzuzeigen, welche 
befugt ſind, an den Schauen theilzunehmen. Die von 
ihnen gemachten Vorſchläge ſind zu beachten. Das 
Ergebniß der Schau iſt in einem Protokolle, für deſſen 
Aufbewahrung der Vorſteher zu ſorgen hat, nieder⸗ 
zulegen. 

Die Auſſichtsbehörde iſt befugt, erforderlichen 
Falls die nach techniſchem Ermeſſen zur Unterhaltung 
der im Projekte vorgeſehenen oder ſtatutenmäßig be⸗ 
ſchloſſenen Anlage nothwendigen Arbeiten im Zwange⸗ 
wege auf Koſten der Genoſſenſchaft zur Ausführung 
zu bringen. 

Ueber Beſchwerden gegen die bezüglichen An⸗ 
ordnungen der Auſſichtsbehörde entſcheidet der Nies 
gierungs⸗Präſident endgültig. 

§ 16. Die Verwaltung der Kaſſe führt ein 
Rechner, welcher von dem Vorſtande auf drei Jahre 
gewählt und deſſen Remuneration vom Vorſtande feſt⸗ 
geſtellt wird. Die Auſſichtsbehörde kann jederzeit die 
Entlaſſung des Rechners wegen mangelhafter Dienſt⸗ 
führung anordnen. i 

9 17. Der gemeinſamen Beſchlußfaſſung der 
Genoſſen unterliegen: 


1. die Wahl der Vorſtandsmitglieder und deren 
Stellvertreter; 

2. die Feſtſetzung der dem Vorſteher zu gewährenden 
Entſchädigung; 

3. die Wahl der Schiedsrichter und deren Stell⸗ 
vertreter; 

4. die Abänderung des Statuts. 


§ 18. Die erſte zur Beſtellung des Vorſtandes 
erforderliche Generalverſammlung beruft die Auſſichts⸗ 
behörde, welche auch zu den in dieſer Verſammlung 


— 1 


tretern oder erſorderlichen Falles aus den wählbaren 
Perſonen durch die Aufſichtsbehörde zu beſtimmen. 

§ 20. Die von der Geroſſenſchaft ausgehenden 
Bekanntmachungen ſind unter der Bezeichnung: Ge⸗ 
noſſenſchaſt zur Negulirung des Dobrinkafluſſes zu 
Pr. Friedland zu erlaſſen und vom Vorſteher zu unter⸗ 
zeichnen. 

Die für die Oeffentlichkeit beſtimmten Bekannt⸗ 
machungen der Genoſſenſchaft werden in die Preuß. 
Friedländer Zeitung und den Graudenzer Geſelligen 
aufgenommen. 

§ 21. Soweit die Aufnahme neuer Genoſſen 
nicht auf einer, dem & 69 des Geſetzes vom 1. April 
1879 entſprechenden rechtlichen Verpflichtung beruht, 
kann ſie auch als ein Akt der Vereinbarung auf den 
Antrag des Aufzunehmenden durch einen, der Bu: 
ſtimmung der Aufjichtsbehörde bedürftigen Vorſtands⸗ 
beſchluß erfolgen. 


erforderlichen Abſtimmungen eine vorläufige Stinum: 
liſte nach den Flachenangaben des Grundſtüͤcksregiſters 
des Genoſſenſchaftsgebietes aufzuſtellen hat. 

Die weiteren Generalverſammlungen ſind in den 
geſetzlich vorgeſchriebenen Fällen (§ 60 des Geſetzes 
vom 1. April 1879), mindeſtens aber alle fünf Jahre 
durch den Vorſteher zuſammenzuberufen. 

Die Einladung erfolgt unter Angabe der Gegen: 
ſtände der Verhandlung durch ein öffentlich bekannt 
zu machendes Ausſchreiben der Genoſſenſchaſt und außer⸗ 
dem durch ortsübliche Bekanntmachung in denjenigen 
Gemeinden, deren Bezirk dem Genoſſenſchaftsgebiet 
ganz oder theilweiſe angehört. 

Zwiſchen der Einladung und der Verſammlung 
muß ein Zwiſchenraum von mindeſtens 2 Wochen 
liegen. 

Die Verſammlung iſt ohne Rückſicht auf die Zahl 
der Erſchienenen beſchlußfähig. 


Der Vorſteher führt den Vorſitz. 

Die General-Verſammlung kann auch von der 
Aufſichtsbehörde zuſammenberufen werden. In dieſem 
Falle führt ſie, beziehungsweiſe der von ihr ernannte 
Kommiſſar den Vorſitz. 

§ 19. Die Streitigkeiten, welche zwiſchen Mit⸗ 
gliedern der Genoſſenſchaft über das Eigenthum an 
Grundſtücken, über die Zuständigkeit oder den Umfang 
von Grundgerechtigkeiten oder anderen Nutzungsrechten 
oder über beſondere, auf ſpeziellen Nechtstiteln be- 
ruhende Nechte und Verbindlichkeiten der Parteien 
entſtehen, gehören zur Entſcheidung der ordentlichen 
Gerichte. 

Dagegen werden alle anderen Beſchwerden, welche 
die gemeinſamen Angelegenheiten der Genoſſenſchaft 
oder die vorgebliche Beeinträchtigung einzelner Genoſſen 
in ihren durch das Statut begründeten Rechten be— 
treffen, von dem Vorſteher unterſucht und entſchieden, 
ſoweit nicht nach Maßgabe dieſes Statuts oder nach 
geſetzlicher Vorſchrift eine andere Inſtanz zur Ent— 
ſcheidung berufen iſt. 

Gegen die Entſcheidung des Vorſtehers ſteht, 
ſoſern es ſich nicht um eine der ausſchließlichen Zu: 
ſtändigkeit anderer Behörden unterliegende Angelegen⸗ 
heit handelt, jedem Theile die Anrufung der Ent 
ſcheidung eines Schiedsgerichts frei, welche binnen 
2 Wochen, von der Bekanntmachung des Beſcheides an 
gerechnet, bei dem Vorſteher angemeldet werden muß 
Die Koſten des Verfahrens ſind dem unterliegenden 
Theile aufzuerlegen. ö 

Das Schiedsgericht beſteht aus einem Vorſitzenden, 
welchen die Aufſichtsbehörde ernennt, und aus zwei 
Beiſitzern. Die Letzteren werden nebſt zwei Stell 
vertretern von der Generalperſammlung nach Maßgabe 
der Vorſchriften dieſes Statuts gewählt. Wählbar iſt 
jeder, der in der Gemeinde ſeines Wohnorts zu denz 
öffentlichen Gemeindeämtern wählbar und nicht Mit 
glied der Genoſſenſchaft iſt. 

Wird ein Schiedsrichter mit Erſo 
jo iſt der Erſatzmann aus den gewäh 


i 


lten Stellver⸗ 


Rittergutsbeſitzers 
in Milkow zum Standesbeamten für den Standesamts⸗ 
bezirk Brotzen, Kreiſes Dt. Krone, an Stelle des ver⸗ 
ſtorbenen Lehrers Wieſe in Brotzen zur öffentlichen 
Kenntniß. 


4 


Lehre 
den Standesamtsbezirk Blieſen, Kreis 
Stelle des aus dem Bezirk verzogene 


Beſitzers und Ger 
zu Nadawnitz zu 
amtsbezirk Radawnitz, 
aus dem Krei 


Ig abgelehnt, 5) 


Vorſtehendes Statut, welchem die Betheiligten 


zugeſtimmt haben, wird auf Grund der 88 57 und 82 
des Geſetzes, betreffend die Bildung von Waſſergenoſſen⸗ 
ſchaften, vom 1. April 1879 genehmigt. 


Berlin, den 21. Dezember 1897. 
Der Miniſter 
für Landwirthſchaft, Domänen und Forſten. 
In Vertretung: 
Sterneberg. 
Verordnungen und Bekanntmachungen 
der Provinzial⸗Behörden ze, 
Bekanntmachung. 
Hierdurch bringe ich die erfolgte Ernennung des 
und Gutsvorſtehers Otto Brümmer 


e) 


Danzig, den 27. Dezember 1897. 
Der Ober⸗Präſident. 
Bekanntmachung. 
Hierdurch bringe ich die erfolgte Ernennung des 
rs Menz in Blieſen zum Standesbeamten für 
es Graudenz, an 
n Beſitzers Andres 
u Blieſen zur öffentlichen Kenntniß. 
Danzig, den 27. Dezember 1897. 
Der Ober⸗Präſident. 
Bekanntmachung. 
bringe ich die erfolgte Ernennung des 
neindevorſtehers Johann Brzezinski l 
m Standesbeamten ſür den Standes⸗ 
0 Kreiſes Flatow, an Stelle des 
ſe verzogenen Gutsverwalters Püſchel 
u Radawnitz zur öffentlichen Kenntniß. 
Danzig, den 4. Januar 1898. 
Der Ober⸗Präſident. 
Bekanntmachung. 
Hierdurch bringe ich die erfolgte Ernennung des 


1 
Hierdurch 


— 


onumiſſariſchen Amtsvorſtehers Floerke in Poln. 

Brieſen zum Standesbeamten für den Standesamts⸗ 

bezirk Briefen, Kreiſes Schlochau, an Stelle des ver: 

ſtorbenen kommiſſariſchen Amts⸗ und Gemeinde - Vor: 
ſtehers Hoffmann in Poln. Brieſen zur öffentlichen 

Kenntniß. 5 

Danzig, den 4. Januar 1898. 

6 Der Ober⸗Präſident. 

) Des Königs Majeſtät haben mittelſt Allerhöchſten 
Erlaſſes vom 6. Dezember 1897 zu genehmigen 
geruht, daß 

1. das Vorwerk Neuhof im Kreiſe Stuhm von dem 
domänenfiskaliſchen Gutsbezirke Chriſtburg ab: 
getrennt und zu einem ſelbſtſtändigen Gutsbezirke 
mit dem Namen „Neuburg“, 

2. das Gut Lulkau im Kreiſe Thorn von dem 
Gutsbezirke der Stadt Thorn abgetrennt und zu 
einer Landgemeinde mit dem Namen „Lulkau“ 
erklärt wird. 

Marienwerder, den 29. Dezember 1897. 

Mai Der Regierungs⸗Präſident. . 

) Die für das Jahr 1898 erſchienene Arzneitaxe, 
welcher eine Bekanntmachung des Herrn Miniſters der 
geiſtlichen Unterrichts- und Medizinal-Angelegenheiten 
dem 10. Dezember d. Js. vorgedruckt iſt, auf die ich 
beſonders hinweiſe, iſt von der R. Gärtner'ſchen Ver⸗ 
lagsbuchhandlung (Herrmann Heyfelder) in Berlin ſowie 

urch alle inländiſchen Buchhandlungen zum Preiſe von 

1,20 M. zu beziehen. 

Marienwerder, den 30. Dezember 1897. 
Der Regierungs-Präſident. 

8) Die durch den Tod des bisherigen Inhabers er⸗ 

ledigte Kreisphyſikatsſtelle des Kreiſes Schwetz, mit 

welcher ein etatsmäßiges Gehalt von 900 Mark ver⸗ 
bunden iſt, ſoll neu beſetzt werden. Bewerber, welche 
aas Phyſikatsexamen abgelegt haben, wollen mir ihre 

Meldung nebſt dem Approbations⸗ und dem Phyſikats⸗ 

zeugniß ſowie dem Lebenslauf bis zum 31. Januar 1898 

einreichen. 

Marienwerder, den 30. Dezember 1897. 

9 Der Negierungs⸗Präſident. 

) Durch Erlaß des Herrn Miniſters für Handel und 
Gewerbe vom 6. Dezember 1897 iſt dem Aichungsamte 
n Marienwerder die Beſugniß zur Aichung von Fäſſern 
mit einem Raumgehalt bis zu 300 beigelegt worden. 

8 den 5. Januar 1898. 

Me er Regierungs⸗Präſident. 

100 Nach dem Beſchluſſe des Bundesraths findet auch 

ee Jahr 1897 im Deutſchen Reiche eine Er: 

gas telung des Ernteertrages ftatt, welche den Zweck 
hat, durch direkte Umfrage möglichſt zuverläſſige An⸗ 
mn über die im Jahre 1897 wirklich geerntete 

a von Bodenerzeugniſſen zu gewinnen. Indem 

0 die Bewohner des Regierungsbezirks davon in 

ſenntniß ſetze, daß dieſe Ermittelungen in der Zeit 

vom 1. bis 10. Februar 1898 vorgenommen werden, 
mache ich darauf aufmerkſam, daß dieſelbe zur Ve⸗ 
antwortung mannigfache, das Wohl der Landwirth⸗ 


nm 


ſchaft betreffenden Fragen von beſonderer Wichtigkeil 

iſt und ihren Zweck nur dann erreichen kann, wenn 

allſeitig bereitwilligſt und wahrheitsgetreu die erforder: 
lichen Angaben gemacht werden und wenn zur Feſt⸗ 
ſtellung des Ergebniſſes die in Ausſicht genommene 

Mitwirkung der landwirthſchafrlichen Vereine, ange- 

ſehenen Landwirthe und anſäßiger Ortseinwohner in 

den Schätzungskommiſſionen nicht verſagt wird. 
Marienwerder, den 5. Januar 1898. 
Der Regierungs-Präſident. 

11) Der nächſte Kurſus zur Ausbildung von Lehr⸗ 

ſchmiedemeiſtern an der Lehrſchmiede zu Charlottenburg 

beginnt am Montag, den 28. Februar d. Js. 
Anmeldungen ſind zu richten an den Direktor 
des Inſtituts, Ober⸗Roßarzt a. D. Brand zu 

Charlottenburg, Spreeſtraße 42. 

Marienwerder, den 5. Januar 1898. 

Der Regierungs⸗Präſident. 

Bekanntmachung. 

Alle im Jahre 1878 geborenen, im Negierungs- 

bezirk Marienwerder geſtellungspflichtigen jungen Leute, 

welche die Berechtigung zum einjährig = freiwilligen 

Militärdienſt zu erlangen beabſichtigen, haben ſich bei 

Vermeidung des Verluſtes dieſer Berechtigung in 

Gemäßheit der Vorſchriften unter 3 des $ 89 der 

deutſchen Wehrordnung vom 22. November 1888 

ſpäteſtens bis zum 1. Februar 1898 bei der unter: 

zeichneten Prüfungs⸗Kommiſſion zu melden. 

Dieſer Meldung find beizufügen: * 

1. eine ſtandesamtliche Geburtsurkunde, 
2. eine Erklärung des Vaters oder Vormundes über 
die Bereitwilligkeit, den Freiwilligen während 
einer einjährigen aktiven Dienſtzeit zu bekleiden, 
auszurüſten, ſowie die Koſten für Wohnung und 
Unterhalt zu übernehmen. 
Die Fähigkeit hierzu, ſowie die Unterſchriſt 
iſt obrigkeitlich zu beſcheinigen. 

Bei Freiwilligen der ſeemänniſchen Ve⸗ 
völkerung genügt die Einwilligserklärung des 
Vaters oder Vormundes. ($ 15/4 der Wehr⸗ 
ordnung.) 

Freiwillige, welche unter Vormundſchaſt 
ſtehen, haben der Meldung die gerichtliche Be- 
ſtallungsurkunde ihres Vormundes in Urſchrift 
oder in beglaubigter Abſchriſt mit vorzulegen. 

. Ein Unbeſcholtenheitszeugniß, welches durch den 
Direktor der betreffenden Lehranſtalt oder durch 
die Polizeibehörde oder durch die vorgeſetzte 
Dienſtbehörde auszuſtellen iſt. 

Sämmtliche Papiere ſind im Original ein⸗ 
zureichen, ſoweit nicht unter Nr. 2 eine Aus⸗ 
nahme nachgelaſſen iſt. 

Das Zeugniß, durch welches die wiſſenſchaftliche 
Befähigung für den einjährig⸗freiwilligen Dienſt 
nachgewieſen wird (§ 90 der Wehrordnung). 

Die Einreichung dieſes Zeugniſſes kann bis 
zum 1. April 1898 ausgeſetzt werden. Diejenigen 
jungen Leute, welche dieſer Vergünſtigung theilhaftig 


12) 
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werden wollen, werden jedoch dadurch nicht von der [Neuerungen und Zeitfragen non den betreffenden Fach— 
Verpflichtung befreit, ſich unter Vorlegung der übrigen|männern vortragen zu laſſen. 
erforderlichen Zeugniſſe ſpäteſtens bis zum 1. Februar In dem Lehrplan des diesjährigen Kurſus iſt 
1898 bei der Prüfungs⸗Kommiſſion zu melden. das allgemeine Prinzip beachtet worden, außer Fort⸗ 
Die wiſſenſchaftliche Befähigung für den einjährig⸗ſchritten, Neuerungen und Zeitfragen ganz beſonders 
freiwilligen Dienſt kann außer durch Beibringung eines Themata zu bringen, die für die lokalen Ver⸗ 
Schulzeugniſſes durch Ablegung einer Prüſung vor derſhältniſſe des preußiſchen Oſtens Be: 
Prüfungs Kommiſſion nachgewieſen werden. Die nächſteſdeutung beſitzen. Neben Fragen der landwirth⸗ 
Prüfung findet im Laufe des Monats März d. Is. ſchaftlichen Technik find Vorträge auf wirthſchaftlichem 
hierſelbſt ſtatt. Wer zu derſelben zugelaſſen zu werden Gebiete vorgeſehen. Dank der Unterſtützung hieſiger 
wünſcht, hat ſich gleichfalls ſpäteſtens bis zum vorher Univerſitäts⸗Dozenten war es ferner möglich, nicht nur 
angegebenen Termine unter Einreichung der vorſtehend die Fachwiſſenſchaſten in den Lehrplan aufzunehmen, 
unter 1 bis 3 bezeichneten Schriftſtücke und eines ſſondern auch wichtige Themata aus ſonſtigen Wiſſen⸗ 
ſelbſtgeſchriebenen Lebenslaufes ſowie unter Angabe, ſchaften als Grundlage der Landwirthſchaftslehre. 
in welchen Sprachen (Latein, Griechiſch, Franzöſiſch, Außer der Verbreitung wiſſenſchaftlicher Fort: 
Engliſch) er geprüft ſein will, bei der Prüfungs Kom⸗ſchritte und Anregungen ſoll es aber auch eine vor: 
miſſion ſchriftlich zu melden. nehmliche Aufgabe des Kurſus bilden, die Landwirthe 
Die Prüfungsordnung befindet ſich als Anlage 2ſeines größeren Bezirkes auf einige Tage zuſammen⸗ 
zu $ 91 der Wehrordnung abgedruckt. zuführen. Während die landwirthſchaftlichen Vereine 
Marienwerder, den 5. Januar 1898. und Landwirthſchaftskammern doch nur bis zur Aus: 
Der Vorſitzende dehnung der Provinz einen Zuſammenſchluß bieten, 
der Prüfungs⸗Kommiſſion für Einjährig⸗Freiwillige. liegt hier die Möglichkeit vor, Landwirthe des ganzen 
13) Die beiden Seehafen Ausnahme Tarife D undſpreußiſchen Oſtens, wie auch benachbarter Landestheile 
DA für Stärkefabrikate bleiben bis auf Weiteres neben zu verſammeln. Die dadurch bewirkte perſönliche Anz 
einander in Geltung. Der ältere Ausnahmetarif D, regung und der ermöglichte Meinungsaustauſch dürfte 
deſſen Anwendung in einzelnen Verkehren bisher auff gerade in der abgeſchloſſenen Lage der öſtlichen Pro⸗ 
Sendungen zur Ausfuhr über See nach außerdeutſchen vinzen von großer Bedeutung fein. Eine land⸗ 
Ländern beſchränkt war, gilt fortab allgemein auffwirthſchaftliche Woche des Oſtens muß 
Sendungen zur Wiedereinfuhr nach zollinländiſchen auch ſchon aus Gründen der heutigen beſonderen, ein 
Verbrauchplätzen. rühriges und einiges Vorgehen gebleteriſch fordernden 
Danzig, den 31. Dezember 1897. Lage des landwirthſchaftlichen Gewerbes als dringend 
Königliche Eiſenbahn-Direktion. erwünſcht betrachtet werden. 
14) Bekanntmachung. An Vorträgen ſind für den kommenden 
Am 1. Februar d. J. wird die bisher nur dem Kurſus feſtgeſetzt: 
Wagenladungsgüterverkehr dienende Halteſtelle Tiefenau] 1. Profeſſor Dr. Backhaus: Agrarſtatiſtiſche 


auch für den Eil⸗ und Frachtſtückgutverkehr, ſowie für 
den Viehverkehr eröffnet. 
Mit demſelben Tage wird die Halteſtelle in den 
Staatsbahnviehtarif einbezogen. 
Danzig, den 6. Januar 1898. 
Königliche Eiſenbahn⸗Direktion. 
15) 2 Einladung 
zum 2. wiſſenſchaſtlichen Kurſus für ältere Landwirthe 
am landwirthſchaftlichen Inſtitut der Univerſität 
Königsberg i. Pr., 
28. Februar bis 5. März 1898. 


Die gute Aufnahme, welche der erſte Kurſus für 
ältere Landwirthe in Königsberg gefunden hat, giebt 
die Veranlaſſung, auch in dieſem Winter eine der: 
artige Veranſtaltung ins Leben zu rufen. — Je größer 
die Aufgaben ſind, die die Neuzeit an den Landwirth 
ſtellt, deſto emſiger wird derſelbe beſtrebt ſein müſſen, 
fein Wiſſen zu vervollkonunnen. Die Verfolgung der 
wiſſenſchaftlichen Fortſchritte iſt aber dem vielbeſchäf⸗ 
tigten Praktiker ſchlechterdings unmöglich; es iſt des⸗ 
halb geradezu eine Nothwendigkeit für ihn, einige 
Tage ganz dafür zu widmen, um ſich die verſchiedenen 


Interſuchungen über die Landwirth— 
ſchaft des preußiſchen Oſtens im 
Vergleich zum Weſten und daraus 
ih ergebende Maßnahmen zur För⸗ 
derung der öſtlichen Landwirthſchaft. 

Neuere Forſchungen über Pflege 
und Haltung der Milchkuh. 

Raſſeſkizzen rationell gezüch⸗ 
teter Hausthiere verſchiedener 
Kulturländer mit Demonſtration 
von Thierbildern mittels Scioptikon. 

Was kann und wie ſoll die 
Landwirthſchaftswiſſenſchaft der 
Praxis nützen? 


Profeſſor Dr. Braun: Ueber Befruchtung 


und Vererbung. 


3. Geheimer Juſtizrath Profeſſor Dr. Gareis: 


Welche für den Lan dwirth beſonders 
wichtige Neuerungen bringt das 
deutſche bürgerliche Geſetzbuch und 
das neue Handelsgeſetzbuch? 


. Profeſſor Dr. Gerlach: Landwirthſchaft⸗ 


liches Genoſſenſchaftsweſen. 


Privat⸗Dozent Dr. Ernſt Gutzeil: Die Bak⸗ 
terien und der Kreislauf des Stick⸗ 
ſtoffes. 

Ueber Bodenimpfungen. 

Roſt und Brand des Getreides. 
Profeſſor Dr. Jentzſch: Die Bodenſchätze 
des Flachlandes und deren praktiſche 
Aufſuchung. 

Profeſſor Dr. Klien: Werthſchätzung der 
Ackererden auf Grund der chemiſchen 
Unterſuchung. 

Welche Vortheile bietet die An- 
wendung von künſtlichen Dünge— 
mitteln? 


Ueber den Einfluß der Kraft 


futtermittel auf die Verdaulichkeit 

des Rauhfutters. 

Profeſſor Dr. von Knierim aus Peterhof bei Riga: 
Ueber die landwirthſchaftlichen Maß⸗ 

Rahmen zur Bekämpfung des Ein⸗ 
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geladen oder 3000 Zentner ausgeladen werden. 
Das Lagerhaus wird in Abtheilungen zu jeder 
gewünſchten Größe an Kaufleute, Landwirthe 
und landwirthſchaftliche Verkaufsgenoſſenſchaften 
vermiethet. 

Die Walzmühle arbeitet mit 22 Walzen⸗ 
ſtühlen und 8 Gängen und mahlt täglich bis 
3300 Zentner Roggen. Die Kraft liefert eine 
600 pferdige Dampfmaſchine. 

2. Nach dem Königsberger Schlacht- und Vieh⸗ 
hof. Derſelbe iſt 1895 fertig geſtellt worden 
und entſpricht allen modernen Anforderungen in 
Bezug auf Stallungen, Schlachteinrichtungen, 
Fleiſchbeſchau, Kühlräume, Freibank, Vernichtungs⸗ 
anſtalt ꝛc. 

Nach der Königsberger Zellſtofffabrik. Es 
iſt dieſes ein neues, in größtem Maßſtabe ein⸗ 
gerichtetes Etabliſſement zur Verarbeitung von 
Holz auf Celluloſe. 

Zur Beſprechnung der Vorträge und anderer 


1 


fluſſes des rauhen Klimas. 

TCorpsroßarzt Pilz: Die Maul- und Klauen- 
ſeuche und'ihre Bekämpfung. 

Die Gewährleiſtung beim Vieh⸗ 

handel nach dem neuen bürgerli gen 

Geſetzbuch mit beſonderer Berück- 

ichtigung der Hauptmängel. 


intereſſirenden Fragen ſollen Mittwoch und Freitag Dis⸗ 
kuſſionsabende abgehalten werden. 

Sonntag den 27. Februar, Abends von 8 Uhr 
an, iſt zur Begrüßung der Theilnehmer vorge⸗ 
ſehen, Montag und Dienſtag Abend zum Beſuch von 
Theatern ꝛc, Donnerſtag Abend zu einem gemein⸗ 
ſchaftlichen Kommers. 


Generalſekretär Dr. Rodewald: Die Aufgaben 
der Selbſthilfe und der Staats- 
halfe in der Landwirthſchaft. 
Profeſſor Dr. Rörig: Neue Erfahrungen 
aus dem Gebiete der Pflanzen⸗ 
z iuchtung. 

Die Meteorologie in der land⸗ 
wirthſchaftlichen Praxis. 

Die Grundlagen zur wirkſamen 
Bekämpfung ſthieriſcher und pflanz⸗ 


licher Barafiten der Kultur ge wäch ſe. 


Außerdem ſind noch einige Vorträge eines 


9 6 aus dem Gebiete des land wirthſchaft— 
lichen 
bech ni 


Maſchinenweſens und der Kultur: 
k vorgeſehen. 
ie vorſtehenden Themata ſollen von Montag 


Theilnehmer, die aus weiterer Entfernung kommen 
und einen oſtpreußiſchen Landwirthſchaftsbetrieb be⸗ 
ſichtigen möchten, ſind von Herrn Amtsrath Schrewo⸗ 
Kleinhof⸗Tapiau auf Sonnabend den 5. März Nach⸗ 
mittags zur Beſichtigung der dortigen renommirten 
Domäne mit Zuckerfabrik, Brennerei, Rindviehzucht, 
Schweinezucht, Pferdezucht, Lehrmolkerei, elektriſcher 
Licht⸗ und Kraftaulage ꝛc. eingeladen. 

In der Kurſuswoche findet auch der Saatmarkt 
des Zentralvereins, die Plenarverſammlung der Land⸗ 
wirthſchaftskammer und andere landwirthſchaftliche Ver⸗ 
anſtaltungen ſtatt. 

Das Honorar für den ganzen Kurſus beträgt 
20 Mark. Anmeldungen werden möglichſt früh⸗ 


zeitig an den Unterzeichneten erbeten. Auf Wunſch 


wird Wohnung in beſſern Hotels zu 3-5 Mark, in 


en nd Mittag in täglich 6, Mittwoch und 
Sin in 4 Stunden, alſo in Summa in 32 
. S1 vorgetragen werden. Die Vorträge werden 
a 5 „Schützenhaus gehalten. 
ert Für Mittwoch Nachmittag ſind 4 verſchiedene 
ür ſionen vorgeſehen: 
1. Nach 5 


mittleren Hotels und Chambres garnies zu 2—3 Mk. 
inkl. Frühſtück nachgewieſen. Ein Antrag betreffs 
Eiſenbahn⸗Fahrpreisermäßigung für die Kurfustheil- 
nehmer iſt eingereicht. Ein ausführlicheres Programm 
wird den Anmeldenden zugeſtellt. 
Im Auftrage der betheiligten Dozenten: 

Prof. Dr. Backhaus. 

Bekanntmachung. 

Durch unſeren rechtskräftigen Beſchluß vom 27. No⸗ 
vember d. Is. iſt die in dem kataſteramtlichen Aus⸗ 


ger Lagerhaus 
Das Lagerhaus wurde 16) 
a gestellt und dient zur Schüttung von 
Zentner Getreide in Silos und 


Einric s iſt verſehen mit allen modernen zuge vom 19. Mai 1897 bezeichnete Fläche 
At dtungen zum Einladen und Ausladen, 1. von 10,03 aren von dem Gemeindebezirk Podwitz 
egen, Miſchen, Bearbeiten, künſtlichem Trocknen abgezweigt und mit dem Gemeindebezirk Neuſaß 


und Reinigen des Getreides. In einer Stunde 
tonnen beiſpielsweiſe 2000 Zentner Getreide ein 
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vereinigt, und 
2. die in denſelben Auszuge bezeichnete Fläche von 


— 16 


0,93 aren von dem Gemeindebezirk Grenz ab: 
gezweigt und mit dem Gemeindebezirk Culm. 
Dorpoſch vereinigt worden. 
Dieſe Flächen ſind Theile eines nach dem 
Bau der Chauſſe Podwitz — Grenz eingegangenen öffent: 
lichen Weges. 
Culm, den 28. Dezember 1897. 
Der Kreis⸗Ausſchuß. 


Bekanntmachung. 

Durch rechtskräftig gewordenen Beſchluß 

Kreisausſchuſſes vom 14. September d. Js. find 
1. folgende int Grundbuch von Gut Battrow 

eingetragene Ackerflächen bezw. Parzellen und zwar 

die unter 

a) Artikel 4 Band IV Blatt 137 von — ha 24 ar 
82 qm Größe (Eigenthümer Friedrich Schulz 
Neu Battrow), 

p) Arlikel 5 Band IV Blatt 140 von 2 ha 64 ar 
69 qm Größe (Eigenthümer Wilhelm Riſtau I 
Neu Battrow), 

c) Artikel 6 Band IV Blatt 141 Parzellen Nr. 924114 
und 925/112 (Eigenthümer Franz Mallck Neu 
Battrow), 

d) Artikel 7 Band IV Blatt 142 von 2 ha 60 ar 
34 qm Größe (Eigenthümer Peter Dahms Neu 
Battrow), 

c) Artikel 5 Band IV Blatt 143 Parzelle Nr. 928/41 
und 929,112 (Eigenthümer Julius Abraham 
Neu Battrow), 

) Artikel 10 Band IV Blatt 145 von 4 ha 06 ar 
27 qm Größe (Eigenthümer Franz Haß Neu 
Battrow), 

g) Artikel 13 Band V Blatt 148 von 2 ha 55 ar 
10 qm Größe (Eigenthümer Albert Schulz Neu 
Battrow), 

h) Artikel 14 Band V Blatt 149 von 2 ha 70 ar 
17 qu Größe (E'genthümer Albert Schulz Neu 
Battrow), 

1) Artikel 37 Band V Blatt 172 Parzelle 76/8 (Eigen: 
thümer Michael Kolander Neu Battrow), 

K) Artikel 45 Band VI Blatt 180 von 12 ha 74 ar 
17 ͤ am Größe (Eigenthümer Michael Kolander 
Neu Battrom), 

von dem Gutsbezirk Battrow abgetrennt und mit dem 

Gemeindebezirk Neu Vattrow vereinigt; 

2. die im Grundbuch von Gut Battrow unter 

a) Artikel 33 Band V Blatt 163 von 6 ha 25 ar 

— qm Größe (Eigenthümer Friedrich Ziemer 


17) 
des 


zu Boeck), 
b) Artikel 34 Band V Blatt 169 von 6 ha 25 ar 
— am Größe (Eigenthümer Carl Wrud zu Boeck), 
e) Artikel 49 Band VI Blatt 184 von 8 ha 59 ar 
77 qm Größe (Eigenthümer Paul Arndt zu Boeck) 
verzeichneten Flächen von dem Gutsbezirk Battrow 
abgetrennt und mit dem Gemeindebezirk Boeck vereinigt. 


Flatow, den l. November 1897. 
Der Kreis-Ausſchuß. 


IS) Polizei⸗Verordnung. 

Unter Bezugnahme auf § 142 des Geſetzes über 
die allgemeine Verwaltung vom 30. Juli 1883 ver⸗ 
ordne ich unter Zuſtimmung des Kreis⸗Ausſchuſſes für 
den Umfang des Kreiſes Konitz was folgt: 

8 1. Perſonen unter 16 Jahren dürfen Gaſt⸗ 
oder Schankwirthſchaften ſowie öffentliche Tanzlokale 
nur in Begleitung wenigſtens eines ihrer Eltern oder 
ihres Vormundes oder einer anderen Perſon, deren 
väterlicher Zucht ſie unterworfen ſind, beſuchen. 

Dieſe Vorſchrift findet keine Anwendung auf 
Schüler, welche unter Leitung eines Lehrers ihrer 
Schulanſtalt einen Ausflug unternehmen, ſowie auf 
ſolche Perſonen unter 16 Jahren, welche ſich auf einer 
Reiſe befinden. 


§ 2. Den Gaſtwirthen und den Schankwirthen 


iſt es verboten, Perſonen unter 16 Jahren, ſofern 
ihnen nach der Vorſchrift des S 1 der Beſuch von 
Wirthſchaften unterſagt iſt, in ihren zum Betriebe 
der Gaſt⸗ oder der Schankwirthſchaft benutzten Räumen 
oder in ihren Tanzlokalen zu dulden. 

8 3. Zuwiderhandlungen gegen die Vorſchriften 
der 88 1 und 2 werden mit Geldſtrafe bis zu 30 Mk., 
an deren Stelle im Unvermögensfalle entſprechende 
Haft tritt, beſtraft. 

4. Dieſe Verordnung tritt mit dem 1. Ja⸗ 
nuar 1898 in Kraft. 

Konitz, den 10. Dezember 1897. 

Der Landrathsamtsverwalter. 
19) Ausweiſung von Ausländern aus dem 
Reichsgebiet. - 

Auf Grund des § 39 des Strafgeſetzbuchs: 

1. Jakob Müller, Küfer, geb. am 24. Februar 
1873 zu Neuritti, orlsangehörig zu Wachſeldorn, 
Kanton Bern, Schweiz, wegen Diebſtahls im 
Rückfalle (2 Jahre 6 Monate Zuchthaus, laut 
Erkenntniß vom 15. Januar 1895), vom König⸗ 
lich bayeriſchen Bezirksamt zu Bamberg II, vom 
28. Juni v. J. 

2. Joſef Raina oder Reina, Schneider, geboren 
am 30. Juli 1845 zu Dronero, Provinz Como, 
Italien, italieniſcher Staatsangehöriger, wegen 
ſchweren Diebſtahls (2 Jahre Zuchthaus, laut 
Erkenntniß vom 11. Dezember 1895), vom Kaiſer⸗ 
lichen Bezirks⸗Präſidenten zu Colmar, vom 13. No⸗ 
vember v. J. 

Auf Grund des § 362 des Strafgeſetzbuchs: 

1. Thereſe Krahulec, Dienſtmagd, geboren im 
September 1858 (1857) zu Betſchin, Bezirk 
Senftenberg, Böhmen, öſterreichiſche Staatsange⸗ 
börige, wegen Landſtreichens und Bettelns, vom 
Königlich preußiſchen Regierungs⸗Präſidenten zu 
Breslau, vom 1. Dezember v. J. 

2. Chaim Borugowitſch Lyſker, Metzger, geboren 
am 15. Auguſt 1838 zu Nikolaew, Rußland, 
ruſſiſcher Staatsangehöriger, wegen Landſtreichens, 
vom Kaiſerlichen Bezirks⸗Präſidenten zu Straß 
burg i. E., vom 4. Dezember v. J. 


Lucie Ralloui, geborene Eſpia, Chefrau, 
48 Jahre alt, geboren in Auch, Departement 
Gers, Frankreich, ortsangehörig ebendaſelbſt, wegen 
Landſtreichens und Bettelns, vom Großherzoglich 
badiſchen Landeskommiſſär zu Freiburg, vom 
11. November v. J. 

Baiſach Siwersky, Händler, geboren am 
10. Dezember 1870 zu Wiſno, Rußland, ruſſiſcher 
Staatsangehöriger, wegen Landſtreichens, vom 
Kaiſerlichen Bezirks⸗Präſidenten zu Straßburg i. E., 
vom 4. Dezember v. J 

Franz Springer, Fabrikarbeiter, geboren am 
14. Juli 1846 zu Pilsdorf, Bezirk Trautenau, 
Böhmen, öſterreichiſcher Staatsangehöriger, wegen 
Bettelns, vom Königlich preußiſchen Regierungs⸗ 
Präſidenten zu Breslau, vom 24. November v. J. 
Marianne Topolewski, ledig, geboren am 
18. Auguſt 1847 zu Schleps, Rußland, ruſſiſche 
Staatsangehörige, wegen Landſtreichens, Anhalten 
eines Kindes zum Betteln, vom Königlich preu⸗ 
ßiſchen Regierungs-Präſidenten zu Königsberg, 
vom 13. Auguſt v. J. 

. Franz Topolewski, Arbeitsburſche, geboren 
am 18. März 1882 zu Goleſzyn, Kreis Sierzin, 
Gouvernement Plozk, Rußland, ruſſiſcher Staats⸗ 
angehöriger, wegen Landſtreichens und Bettelns, 
vom Königlich preußiſchen Regierungs⸗Präſidenten 
zu Königsberg, vom 15. Juli v. J. 
Eduard Weidlich, Brauer und Jäger, 


Ungariſch Hradiſch, Oeſterreichiſch⸗Schleſien, öfter- 
reichiſcher Staatsangehöriger, wegen Arbeitsſcheu, 
vom Stadtmagiſtrat zu Regensburg, Bayern, vom 
25. November v. J. 

Katharine Weinlich, ledig, 42 Jahre alt, ge⸗ 
boren zu Wildſchütz, Bezirk Trautenau, Böhmen, 
ortsangehörig zu Rochlitz, Bezirk Gitſchin, Böhmen, 
wegen Bettelns, vom Großherzoglich ſachſen⸗ 


weimariſchen Direktor des III. Verwaltungsbezirks 


zu Eiſenach, vom 6. Dezember v. J. 
Perſonal⸗Chronik. 

Des Kaiſers und Königs Majeſtät haben Aller⸗ 

gnädigt geruht, dem Königlichen Förſter a. D. und 

Landmeſſer Geisler zu Thorn den Königlichen 

Kronenorden IV. Kaffe zu verleihen. > 

Der Kreis-Baninfpektor, Baurath von Nieder: | 
ftetter, bisher in Flensburg, iſt als Bauinſpektor 
und hochbautechniſches Mitglied an die hieſige König⸗ 
liche Regierung verſetzt. 

Der Regierungs⸗Sekretär Gottſchalk iſt unter 
Verleihung des Charakters als Kanzleirath vom 1. Ja⸗ 
nuar d. Is. ab mit Penſion in den Ruheſtand ge: 
treten. 

Der Regierungs⸗Supernumerar Heller iſt zum 
Regierungs Sekretär befördert. 
Die Wahl des Kaufmannes J. B. Meyer zum 
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ge⸗ 
boren am 17. Dezember 1861 zu Altſtadt, Bezirk 


unbeſoldeten Rathmann der Stadt Meme iſt beſtätigt 
worden. 5 


Perſonal⸗Verän derungen im Departement des 
Königl. Oberlandesgerichts zu Marienwerder 
pro Monat Dezember 1897. 

Ernannt: 1. Gerichtsaſſeſſor Dunſt in Liſſa zum 

Amtsrichter in Carthaus, 
Gerichtsaſſeſſor Dr. Schmidt in Berlin zum 
Amtsrichter in Marienburg, 
die Referendare Hellmuth Warda und Leo 
Pyttlik in Thorn, Carl Menzel in Bonn 
und Auguſt Berent in Strasburg W. Pr. zu 
Gerichtsaſſeſſoren, 
die Rechtskandidaten Otto Semprich in Pr. 
Stargard, Eduard Hirſchberg in Zoppot, 
Paul Herrmann in Konitz zu Referendaren 
unter Ueberweiſung an das Amtsgericht in Putzig, 
bezw. Zoppot und Pr. Friedland, 
der etatsmäßige Gerichtsſchreibergehülfe Dumke 
in Löbau zum Gerichtsſchreiber bei dem Amts⸗ 
gericht in Schlochau, 
Hülfsgefangenaufſeher Emil Meißner in 
Graudenz zum Gefangenaufſeher bei dem land⸗ 
gerichtlichen Gefängniß ebenda. 
Verſetzt: 1. Landrichter Poſchmann in Lyck an 
das Landgericht in Elbing, 
Amtsrichter Henning in Johannisburg an das 
Amtsgericht in Elbing, 
Gerichtsſchreiber Liedtke in Dirſchau zum 
Verwalter der Gerichtskaſſe ebenda, 
Referendar Kurt Richter in Brieſen in den 
Kammergerichtsbezirk, 
Gerichtsſchreiber Kluck in Schlochau an das 
Amtsgericht in Dirſchau, 
Gerichtsſchreibergehülfe Hoffmann in Elbing 
an das Amtsgericht in Löbau, 
Gefangenaufſeher Behrendt in Marienburg 
an das landgerichtliche Gefängniß in Graudenz. 
Zugelaſſen: 1. Gerichtsaſſeſſor Kujot zur Rechts⸗ 
anwaltſchaft bei dem Landgericht II in Berlin, 
2. Rechtsanwalt Lachmann in Flatow zur Rechts⸗ 
anwaltſchaft bei dem Landgericht I in Berlin. 
Entlaſſen: Gerichtsſchreiber Schalinski in Stuhm. 
Namen zänderung: der Landrichter Walter Danielowski 
in Konitz führt fortan den Familiennamen 
Kannenberg. 
Verliehen: 1. dem Senatspräſidenten Haſſenſtein 
in Marienwerder der Charakter als Geheimer 
Oberjuſtizrath mit dem Range der Räthe zweiter 
Klaſſe, 
den Landgerichtsdirektoren Splett in Thorn 
und Vollmar in Danzig der Charakter als 
Geheimer Juſtizrath, 
dem Landrichter Neumann⸗ Hartmann in 
Elbing der Charakter als Landgerichtsrath, 
. dem Amtsrichter Dreckſchmidt in Danzig 
der Charakter als Amtsgerichtsrath, 
5. dem Amtsgerichtsrath Küchler in Carthaus, 
dem Rechnungsrath Lüderitz in Thorn und 
dem Kanzleirath Meinke in Danzig aus Anlaß 


2 
3. 


2. 
3. 
4. 
Bi: 
6. 
7. 
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ihrer Penſionirung der Rothe Adlerorden vierter 
Klaſſe. 
Penſionirt: die Gerichtsſchreiber Kanzleiräthe Zieroth 
in Flatow, Grzegorzewski in Danzig und 
Wolski in Elbing. 


Verſtorben: 1. Landgerichtsrath Weitzenmiller in 


Elbing, 
2. Rechtsanwalt Bolcyn in Thorn, 
3. Gerichtsaſſiſtent Kühn in Danzig, 
4. Gerichtsdiener Müller in Carthaus. 

Verſetzt iſt der Stationsvorſteher II. Klaſſe 
Kutzer von Schönſee i. Weſtpr. nach Natel. 
erſonal⸗Veränderungen im Bereiche des Kgl. 
Provinzial⸗Schul⸗Kollegiums zu Danzig. 

Es ſind befördert worden: 
. Baltzer, bisher Direktor des Progymnaſiums 
zu Schwetz, zum Direktor des Gymnaſiums zu 
Marienwerder; 
Dr. Prinz, bisher Seminar⸗Oberlehrer in Tuchel, 


28 


ihrer Zeugniſſe, bei dem Königlichen Kreisſchulinſpektor 
Kießner zu Schwetz bis zum 20. Januar d. Js. 
zu melden. 

Die Befähigung eine Orgel zu bedienen, iſt er⸗ 
forderlich. 

Die Haupt⸗Lehrerſtelle zu Kauernik, Kreis Löbau, 
iſt erledigt. 
| Lehrer katholiſcher Konfeſſion, welche ſich um dies 
ſelbe bewerben wollen, haben ſich, unter Einſendung 
ihrer Zeugniſſe, bei dem Königlichen Kreisſchulinſpektor 
Herrn Schulrath Lange zu Neumark zu melden. 

Die Schullehrerſtelle zu Kopaniarze, Kreis Löbau, 
wird zum 1. Februar d. Js. erledigt. 

Lehrer katholiſcher Konfeſſion, welche ſich um die⸗ 
ſelbe bewerben wollen, haben ſich, unter Einſendung 
ihrer Zeugniſſe, bei dem Königlichen Kreisſchulinſpektor 
Herrn Streibel zu Löbau zu melden. 

Anzeigen verſchiedenen Inhalts. 
Bekanntmachung. 


22) 
Die Grundſtücke Thorn Neuſtadt Nr. 324 und 


Br zun Direktor des Schullehrer⸗Seminars zu Berent; 
ahr, bisher Seminar⸗ Hilfslehrer in Löbau, zum 
ordentlichen Seminarlehrer in Pr. Friedland. 
em Gymnaſial⸗Oberlehrer, Profeſſor Paszotta in 
Konitz iſt der Rothe Adler⸗Orden vierter Klaſſe und 
Gymnaſtal⸗ Oberlehrer Großmann in Ma⸗ 
rtenwerder das Prädikat „Profeſſor“ verliehen 
worden. 
FR Es find angeſtellt worden: 

r. Pawlicki, bisher Vikar in Neumark, als Ober⸗ 
lehrer am Progymnaſium zu Neumark und 
alk, bisher Präparandenlehrer in Pr Friedland 
als Seminarhilfslehrer am Schullehrer⸗Seminar 
zu Löbau. 

„Der Kreieſchulinſpektor Braune in Pr. Friedland 
it noch bis zum 15 Februar d. Js. beurlaubt und 
wird von dem Kreisſchulinſpektor Lettau in Schlochau 
vertreten. | 
Die Ortsaufſicht über die evangeliſchen Schulen 
1 Gr. Neuguth, Oberausmaaß, Koelln, Dolken und 
„anmer, Kreis Culm, iſt dem Kreisſchulinſpektor 
Ortſceht in Culm übertragen und der bisherige 
5 ſchulinſpektor, Pfarrer Thimm in Culm auf feinen 
rag von dieſem Amte entbunden worden. 

Die Ortsaufſicht über die katholiſche Schule zu 


Lichtfelde ' ; Er 
in N 5 Stuhm, iſt dem Pfarrer Fröhlich 
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dem 


e entbunden worden. 


Erledigte Schulſtellen. 


übertragen und der bisherige Ortsſchul⸗ 
reisſchulinſpektor Engel in Rieſenburg von 


machung vorbehaltene Zuſtimmung des Herrn Re⸗ 


325 ſollen öffentlich verſteigert werden vorbehaltlich 
der Zuſtimmung des Herrn Regierungs⸗Präſidenten. 

Das Grundſtück Nr. 324 liegt an der Ecke der 
Friedrichſtraße und der Hospitalſtraße, das Grundſtück 
Nr. 325 daneben in der Friedrichſtraße. 

Beide Grundſtücke gehören mit Ausnahme eines 
eingezogenen und mit zum Verkaufe kommenden Streifens 
ſtädtiſchen Straßenlandes dem unter unſerer Verwaltung 
ſtehenden St. Jacobs⸗Hospitale. 


| Neuſtadt Nr. 324 enthält den Flächenabſchnitt 


154/238 mit 3,91 a und den Flächenabſchnitt 1543/236 
mit 54 qm früheren Straßenlandes, Neuſtadt Nr. 325 
desgl. die Flächenabſchnitte 1540236 mit 3,32 a und 
1544/236 mit 44 qm; es mißt alſo zuſammen Neuſtadt 
Nr. 324: 445 qm; Neuſtadt Nr. 325: 376 qm. 

Die Werthtare für erſteres Grundſtück beträgt 
13350 Mark, die für letzteres 9400 Mark. 

Die beiden Grundſtücke werden einerſeits einzeln, 
andererſeits zuſammen ausgeboten werden. 

Verſteigerungstermin 

Sonnabend, den 22. Januar 1898, 
Vormittags 10 Uhr, 
im Magiſtrats⸗Saale des Rathhauſes. 

Die Verkaufsbedingungen liegen zur Einſicht und 
Unterſchrift aus im Geſchäftszimmer IIa (Bureau für 
Alters: und Invaliditäts⸗Verſicherung). Bietungs⸗ 
kaution 500 Mark für jedes einzelne Grundſtück. 

Die im Eingange der vorſtehenden Bekannt⸗ 


gierungs⸗Präſidenten zu Marienwerder iſt am 22. d. M. 


Die evangeliſche Lehrerſ 
5 erſtelle an der Volks⸗Schule 
zu Lubiemo, Kreis Schwetz, iſt erledigt. a 


ehrer evangeliſch ich 5 
elb er Konfeſſion, welche ſich um die⸗ 
ſelbe bewerben wollen, haben ſich, unter Einſendung 


Redigirt im Bureau der Königlichen Regierung. 
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(Hierzu der Oeffentliche Anzeiger Nr. 2.) 


ertheilt worden. 
Thorn, den 28. Dezember 1897. 
Der Magiſtrat. 
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Druck von R. Kanter's Hofbuchdruckerei. 


